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Die sieben Zentren fur Psychiatrie verfiigen tGber einen unndétig hohen
Bestand an liquiden Mitteln, die Uiberwiegend auf Festgeldkonten ange-
legt sind. Der Rechnungshof empfiehlt, die vorhandene Liquiditat zu
reduzieren und das System der Investitionsfinanzierung so zu modifi-
zieren, dass die Investitionszuschiisse des Landes erst ausgezahlt
werden, wenn aktueller Finanzierungsbedarf besteht. Kredite sollen die
Zentren fur Psychiatrie kiinftig nur noch mit Zustimmung des Landtags
aufnehmen durfen.

1 Ausgangslage

Die baden-wirttembergischen Zentren fur Psychiatrie (ZfP) sind im Jahr
1996 als Rechtsnachfolger der friiheren Psychiatrischen Landeskranken-
h&auser errichtet worden. Sie wurden im Gesetz zur Errichtung der Zentren
fur Psychiatrie (EZPsychG) als rechtsfahige Anstalten des 6ffentlichen
Rechts konstituiert. Das Betriebsvermdgen der friheren Landeskrankenh&u-
ser wurde den ZfP ungeachtet der Frage, ob es dauerhaft betriebsnotwendig
war, unentgeltlich Ubertragen.

Durch eine Fusion dreier Zentren im Jahr 2009 ergab sich die heutige Struk-
tur der sieben ZfP:

ZfP Sudwurttemberg mit den Standorten Bad Schussenried, Weissenau und
Zwiefalten,

ZfP Calw-Hirsau,
ZfP Emmendingen,
ZfP Reichenau,
ZfP Weinsberg,
ZfP Wiesloch,

ZfP Winnenden.

Jedes ZfP wird von einem Geschéftsfiihrer geleitet, der seinerseits von
einem mit funf stimmberechtigten Mitgliedern besetzten Aufsichtsrat kontrol-
liert wird. Jeder der Geschaftsfuhrer leitet mehrere Zentren. Die Vertreter
des Sozialministeriums und des Finanzministeriums verfiigen in jedem Auf-
sichtsrat Gber die Mehrheit der Stimmen.

Die Aufgaben der ZfP sind im Errichtungsgesetz definiert: Im Mittelpunkt
stehen das Angebot der Versorgung psychisch Kranker, die Unterbringung
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von Tatern im Rahmen des Mal3regelvollzugs und die Betreuung seelisch
Behinderter und Bedurftiger.

Die Finanzierung der ZfP erfolgt aus verschiedenen Quellen: Fiir den lau-
fenden Betrieb der stationdren Krankenversorgung werden von den Kran-
kenkassen und den Privatpatienten Entgelte erhoben (landesweit rund

450 Mio. Euro). Fur den MaRregelvollzug leistet das Land einen jahrlichen
Zuschuss in Héhe von mehr als 100 Mio. Euro. Die Betreuungs- und Pflege-
leistungen werden von den Patienten, der Pflegeversicherung und den So-
zialleistungstragern finanziert.

Notwendige Investitionen der ZfP werden Uberwiegend durch Zuschiisse
des Landes finanziert. Die ZfP kdnnen diese Zuschiisse im Rahmen des
Staatshaushaltsplans aufgrund einer ihnen erteilten Bewirtschaftungsbefug-
nis unmittelbar bei der Landesoberkasse abrufen.

Ferner sind fiir die ZfP im Staatshaushaltsplan 2017 bis 2019 Investitionszu-
schiisse von 50 Mio. Euro fiir Sanierungs- und Erhaltungsmafinahmen zur
Verringerung der impliziten Verschuldung vorgesehen. Hiervon wurden 2017
bereits 10 Mio. Euro abgerufen.

Der Rechnungshof hat in der Vergangenheit die Haushalts- und Wirtschafts-
fuhrung der Zentren unter verschiedenen Aspekten gepruft.

Im Fokus der aktuellen Priifung des Rechnungshofs stehen die Entwicklung
der liquiden Mittel bei den ZfP und der Umgang mit den Investitionszuschis-
sen des Landes. Schwerpunktmaf3ig analysiert wurden die Haushaltsjahre
2012 bis 2016.

2 Prufungsergebnisse

2.1 Ungewdhnlich hohe liquide Mittel

Bei der Prifung des Rechnungshofs zeigte sich, dass bei den ZfP ein in
dieser Hohe nicht zu erwartender Bestand an liquiden Mitteln vorhanden ist.

Aus den vorliegenden Jahresabschliissen ergibt sich, dass die einzelnen
Zentren am 31. Dezember 2016 jeweils Uber liquide Geldmittel zwischen
19,6 Mio. Euro (ZfP Weinsberg) und 81,7 Mio. Euro (ZfP Sudwirttemberg)
verflgten. In Summa hatten die sieben ZfP Gber 271,6 Mio. Euro zur Verfi-
gung. Zusatzlich bestanden Forderungen tber 180 Mio. Euro. Liquide Mittel
und Forderungen entsprechen damit in der Summe dem Jahresumsatz aus
stationaren Krankenhausleistungen.

Der gréRte Teil der liquiden Geldmittel befindet sich auf Festgeldkonten
(2016: 203 Mio. Euro), dazu kommen Guthaben auf Tagesgeld- und Giro-
konten sowie Bargeld.

Es ist nicht zu erwarten, dass sich der Bestand an liquiden Mitteln bis Ende
2018 nennenswert vermindert.
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2.2 Ursachen der hohen Liquiditat

Die hohe Liquiditat der ZfP geht auf mehrere Ursachen zuriick:

¢ Die ZfP konnten durch VeréduR3erung von Teilen des ihnen 1996 Ubertra-
genen Vermdgens (insbesondere von Liegenschaften und ganzen Ge-
schéaftsbereichen) Erlése in Millionenhéhe erzielen. Die Erlése verblieben
im Vermdgen der ZfP.

e Die ZfP haben durch erfolgreiche Gestaltung des laufenden Betriebs Jahr
fiir Jahr beachtliche Uberschiisse erzielt, die innen als Eigenkapital erhal-
ten geblieben sind.

¢ Nach den Feststellungen des Rechnungshofs wurden den ZfP nahezu

jedes Jahr Investitionszuschiisse aus dem Landeshaushalt ausbezahlt,
die zur Finanzierung der Investitionen noch nicht erforderlich waren. Dies
geschah in vielen Fallen, obwohl die eingerdumte Bewirtschaftungsbefug-
nis unter dem Vorbehalt stand, dass Investitionszuschiisse nur abgerufen
werden durfen, wenn sie voraussichtlich innerhalb eines Monats zur Fi-
nanzierung der geplanten Investitionen bendtigt werden. Insgesamt er-
hohte sich die Liquiditat durch dieses Vorgehen um 33 Mio. Euro.

¢ An funf Standorten wurde - objektiv nicht benétigte - zusétzliche Liquiditat
geschopft, indem die damaligen Geschaftsfihrer mit Zustimmung ihrer
Aufsichtsrate Kredite aufgenommen haben. Diese Kredite waren Ende
2016 immer noch mit insgesamt 22 Mio. Euro valutiert. Dadurch entstand
im Untersuchungszeitraum ein vermeidbarer Zinsaufwand von 1,5 Mio.
Euro.

2012 bis 2016 wurden insgesamt 250 Mio. Euro investiert. Da fur diese In-
vestitionen neben den Zuschissen des Landes auch auf Jahresiiberschiisse
aus den Jahren vor 2012 zuriickgegriffen werden konnte, schmélerte dieses
Vorgehen die hohe Liquiditat nicht entscheidend. Der Bestand an liquiden
Geldmitteln erhdhte sich vielmehr im Prifungszeitraum um 70 Mio. Euro.

2.3 Mdgliche Rechtfertigungen der hohen Liquiditét

Die Geschaftsfihrer der ZfP und das Sozialministerium haben im Laufe der
Prufung den hohen Bestand an Liquiditat gerechtfertigt. Im Einzelnen wer-
den folgende Griinde vorgetragen.

2.3.1  Liquiditatsreserve

Die ZfP verweisen auf die Notwendigkeit einer Liquiditatsreserve fiir Notfélle.
Beispielhaft wurden langwierige Pflegesatzverhandlungen oder technisch
bedingte Betriebsausfalle an einzelnen Standorten genannt.

Der Rechnungshof verkennt nicht, dass eine Liquiditatsreserve fur diesen
Zweck in Uberschaubarem Umfang erforderlich ist. Bei stockenden Pflege-
satzverhandlungen entrichten die Kostentréger ihre bisher geschuldeten
Entgelte jedoch weiter, bei exzeptionellen Katastrophen kénnte auf das Land
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als Gewahrtrager zurtickgegriffen werden. Eine spezielle Vorsorge fiir diese
Falle erscheint daher nicht erforderlich.

2.3.2 Nicht vorhersehbare Verzdégerungen von Investitionen

Weiterhin verweisen die ZfP darauf, dass es bei der Realisierung geplanter
Investitionen in einigen Fallen zu unvorhersehbaren Verzdgerungen ge-
kommen sei. Dieses Argument wird jedoch dadurch widerlegt, dass die
Schwankungsbreite Gber die Jahre hinweg relativ gering ist (2012 bis 2016
jeweils zwischen 45 und 55 Mio. Euro). GréRRere Einbriiche beim Abfluss der
Investitionsmittel waren im Prifungszeitraum nicht festzustellen.

2.3.3 Bestand an Verbindlichkeiten

Die ZfP verweisen auf einen Bestand von 107 Mio. Euro kurzfristig falliger
Verbindlichkeiten, die durch liquide Mittel gedeckt werden mussten.

Der Rechnungshof anerkennt dieses Argument, weist aber darauf hin, dass
mit 270 Mio. Euro liquiden Geldmitteln ein Liquiditatsgrad | (Verhaltnis liqui-
der Geldmittel zu kurzfristigen Verbindlichkeiten) von 253 Prozent erreicht
wird. Die betriebswirtschaftliche Literatur halt einen Liquiditatsgrad | von
100 Prozent selbst bei privaten Unternehmen im Allgemeinen fir ausrei-
chend, in einzelnen Branchen werden sogar Liquiditdtsgrade zwischen 50
und 100 Prozent als angemessen akzeptiert. Beim Liquiditatsgrad Il werden
auch kurzfristig fallige Forderungen in diese Rechnung einbezogen. Auch
solche befinden sich im Portfolio der ZfP.

2.3.4  Gefahr kunftiger Jahresdefizite

Die Geschéftsfiihrer der ZfP weisen darauf hin, dass keineswegs gesichert
sei, dass auch in Zukunft im laufenden Betrieb betrachtliche Jahresiber-
schisse erzielt werden kdnnen. Das neue Gesetz zur Einfiihrung eines pau-
schalierenden Entgeltsystems fiir psychiatrische und psychosomatische
Einrichtungen sieht vor, dass die Entgelte nach Ablauf einer budgetneutralen
Phase ab 2020 auf einer anderen Basis als bisher ermittelt werden. Dadurch
und durch die verbindliche Mindestpersonalausstattung kénnten sich die
Betriebsergebnisse in Zukunft erheblich verschlechtern und einen Defizit-
ausgleich aus liquiden Mitteln erforderlich machen.

Die Mindestpersonalausstattung geht in die Verhandlungen tber die Entgel-
te ein und muss nach den gesetzlichen Bestimmungen von den Kostentra-
gern bericksichtigt werden. Es ist keineswegs zwingend, dass die ZfP ab
2020 jahrlich Defizite erwirtschaften.

2.3.5  Sanierungsstau und Sicherheit der Investitionsfinanzierung

Sodann verweisen die Geschéftsfiihrer auf einen nach ihrer Auffassung
unbestreitbaren Sanierungsstau bei den Zentren. So hatte man in den Inves-
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titionsplanen fir den Planungszeitraum 2017 bis 2021 notwendige Investi-
tionen in einem Volumen von landesweit 374 Mio. Euro vorgesehen. Wenn
der Rechnungshof mit seinen Vorschlagen daftir sorgen wiirde, dass diese
Investitionen nicht mehr finanziert werden kénnten, dann schliige dies unmit-
telbar auf die Qualitat der Krankenversorgung durch. Auerdem schaffe erst
das Vorhandensein liquider Mittel die notwendige Sicherheit, um Investitio-
nen verlasslich planen und realisieren zu kénnen.

Der Rechnungshof bestreitet den technischen Sanierungsbedarf dem Grun-
de nach nicht. Allerdings hat dieser keine finanziellen Ursachen. Es hat sich
gezeigt, dass die ZfP in den letzten fiinf Jahren nicht in der Lage waren,
Investitionen in einem Volumen tber 55 Mio. Euro jahrlich umzusetzen.
Trotz einer ehrgeizigen, mit ausreichend finanziellen Mitteln unterlegten
Investitionsplanung fiir die Jahre 2012 bis 2016 mit einem Gesamtvolumen
von 293 Mio. Euro wurden schlie3lich nur MaBnahmen im Umfang von

250 Mio. Euro realisiert. Ein realistisches Investitionsvolumen von durch-
schnittlich 50 Mio. Euro jahrlich kann auch in Zukunft erfolgreich finanziert
werden.

Ziel der Prufung des Rechnungshofs ist nicht, die Notwendigkeit von Investi-
tionen infrage zu stellen, sondern diese Investitionen so zu planen und ab-
zuwickeln, dass keine unnétige Liquiditat entsteht und die vorhandenen
Geldmittel endlich fur die Investitionen der ZfP verwendet werden. Die Anla-
ge von Festgeld gehdrt nicht zu den gesetzlich definierten Aufgaben der ZfP.

Die geforderte Verlasslichkeit der Finanzierung notwendiger Investitionen
kann nicht nur durch vorhandene liquide Mittel, sondern auch durch rechts-
verbindliche Finanzierungszusagen des Landes gewahrleistet werden.

3 Empfehlungen

Mit den folgenden Eingriffen in das System der Finanzierung wird die Liqui-
ditat der ZfP angemessen reduziert, ohne das Volumen der vom Land finan-
zZierten Investitionen zu schmalern. Die gute Arbeit der ZfP bleibt unangetas-
tet.

3.1 Pauschale Investitionsférderung

Die Forderung kleinerer Investitionen sollte auch weiterhin durch einen pau-
schalen Investitionszuschuss erfolgen, Gber dessen Verwendung die ZfP
jeweils im Rahmen ihres Jahresabschlusses Rechnung legen.

Allerdings wirde die bei den ZfP vorhandene Liquiditat ausreichen, um den
Mittelbedarf fiir kleinere Investitionen in den kommenden drei Haushaltsjah-
ren ohne Inanspruchnahme des Landeshaushalts zu finanzieren.

Der Rechnungshof schlagt deshalb vor, die pauschale Investitionsférderung
aus dem Landeshaushalt entweder, soweit dies rechtlich zulassig ist, fur drei
Jahre auszusetzen (zuletzt 15 Mio. Euro jahrlich) und erst dann nach den
bisherigen Regeln fortzusetzen oder die pauschale Investitionsforderung
dauerhaft zu reduzieren.
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Das Sozialministerium muss sicherstellen, dass auch pauschale Zuschiisse
fur kleine Investitionen nur dann abgerufen werden, wenn der abgerufene
Zuschuss voraussichtlich innerhalb eines Monats zur Finanzierung férderfa-
higer Kleininvestitionen verwendet wird. Soweit die Mittel aus diesem Grund
nicht abgerufen werden, sind im Haushalt - falls erforderlich - Ausgabereste
zu bilden und nicht Festgeldanlagen der ZfP zu finanzieren. Auerdem muss
ausgeschlossen werden, dass sich die ZfP durch abgerufene, aber im End-
effekt nicht benétigte Investitionsmittel Liquiditat verschaffen.

3.2 Fdrderung groRerer Investitionen

Soweit das Land groRere Investitionen der ZfP férdert, empfiehlt der Rech-
nungshof im Hinblick auf die sehr gute Liquiditat der ZfP einen Systemwech-
sel. § 10 Absatz 4 Landeskrankenhausgesetz gibt dem Haushaltsgesetzge-
ber und der Landesregierung fir das Verfahren der Forderung einen weiten
Gestaltungsspielraum.

Der Rechnungshof schlagt vor, dass das Sozialministerium kiinftig die fur
diese Investitionen notwendigen Finanzhilfen des Landes durch einen Be-
scheid bewilligt, der einen rechtlich verbindlichen Anspruch des jeweiligen
ZfP auf Auszahlung der betragsmaflig bestimmten Finanzhilfe begriindet.
Durch die Rechtsverbindlichkeit des Bescheids ist sichergestellt, dass die
ZfP bei Bedarf die Finanzhilfen abrufen kénnen und kein Finanzierungsrisiko
besteht.

In diesen Bescheiden ist vorzusehen, dass die ZfP die Investitionen in der
Regel aus eigenen Mitteln vorfinanzieren und erst nach ihrer Fertigstellung
die Auszahlung der Mittel des Landes beantragen. Bei Investitionen, deren
Mittelbedarf die Vorfinanzierungskraft des jeweiligen ZfP Gibersteigt, sind
gestaffelte Abschlagszahlungen nach Baufortschritt vorzusehen. Der Nach-
weis zweckentsprechender Verwendung der Investitionsmittel erfolgt durch
einen Verwendungsnachweis.

Im Landeshaushalt ist in jedem Haushaltsjahr eine Verpflichtungsermachti-
gung vorzusehen, deren Héhe jenem Haushaltsansatz entspricht, der bisher
fur die jahrliche Forderung von Einzelprojekten eingestellt war (im Durch-
schnitt der letzten Haushaltsjahre 15 Mio. Euro). Damit wird gesichert, dass
durch das neue Finanzierungssystem in Zukunft keine weitergehende Belas-
tung fur den Landeshaushalt entsteht als in der Vergangenheit.

3.3 Kreditaufnahmeverbot

Angesichts der sehr guten Liquiditat der ZfP kann fir die Zukunft auf die im
EZPsychG vorgesehene Ermachtigung zur Kreditaufnahme grundsatzlich
verzichtet werden, ohne den laufenden Betrieb und die Investitionsfahigkeit
der ZfP zu geféahrden.

Fir den Fall, dass aufgrund auf3ergewdhnlicher Umstande fir eine Investi-
tion eines Zentrums flr Psychiatrie ausnahmsweise eine Kreditaufnahme

erforderlich wirde, sollte im Hinblick auf die Gewahrtragerhaftung des Lan-
des vorgesehen werden, dass ein solcher Kredit nur aufgenommen werden
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darf, wenn der Landtag der Kreditaufnahme ausdrticklich zustimmt. Das
EZPsychG ist entsprechend zu &ndern.

Eine Kreditgewahrung der ZfP untereinander kann zur landesweiten Steue-
rung der Liquiditat erlaubt werden, wenn die beteiligten Aufsichtsrate zu-
stimmen.

3.4 Derzeit keine Entnahme aus der Sanierungsricklage erforderlich

Es kann offen bleiben, ob die fiir die Haushaltsjahre 2018 und 2019 vorge-
sehenen besonderen Investitionszuschiisse nach § 1 Absatz 3 der Verord-
nung zu § 18 Landeshaushaltsordnung in Héhe von 40 Mio. Euro von den
ZfP fur zusatzliche notwendige Sanierungen verwendet werden. Jedenfalls
ist daflir angesichts der bei den ZfP vorhandenen Liquiditat derzeit keine
Entnahme aus der Rucklage fir Mal3nahmen zum Abbau der impliziten Ver-
schuldung des Landes erforderlich.

Der Rechnungshof empfiehlt deshalb, in den Jahren 2018 und 2019 auf eine
Entnahme aus der Ricklage zu verzichten. Bei spateren Entnahmen sollten
auch diese Mittel nach dem unter Punkt 3.2 beschriebenen Verfahren zuge-
wiesen werden.

4 Stellungnahmen

4.1 Zentren fur Psychiatrie

Die drei Geschaftsfuhrer der ZfP tragen vor, dass die Versorgung psychisch
kranker Menschen in Baden-Wirttemberg in den letzten Jahren kontinuier-
lich weiterentwickelt und verbessert worden sei. Sie gelte bundesweit als
vorbildlich. Die ZfP seien seit 1996 wirtschaftlich solide gefiihrt worden, héat-
ten ihre Risiken durch eigene Betriebsmittel abgemildert und zu keiner Zeit
die Gewahrtragerschaft des Landes in Anspruch genommen.

Sodann wiederholen die Geschéaftsfihrer die bereits im Priifungsverfahren
vorgetragenen Argumente zur Rechtfertigung der hohen Liquiditat. Sie ver-
weisen auf die kurzfristigen Verbindlichkeiten, die Notwendigkeit, mégliche
Belegungs- und Ertragsschwankungen durch eine angemessene Risikovor-
sorge abzusichern, und ihre Rickstellungen fir kiinftige Pensionslasten.

Die vom Rechnungshof kritisierte hohe Liquiditat beruhe im Wesentlichen
auf Betriebsiiberschiissen und stamme nicht aus nicht verbrauchten Investi-
tionszuschiissen. Jedes der Zentren habe im Priifungszeitraum deutlich
mehr investiert, als es dafur Zuschisse des Landes erhalten habe.

Die heute vorhandenen Mittel seien erforderlich, um jene Investitionen zu
finanzieren, fir die im Krankenhausinvestitionsplan des Landes keine aus-
reichende Landesfinanzierung vorgesehen sei. Allein in den Investitionspla-
nen der ZfP sei bis 2021 ein Finanzierungsbedarf von 374 Mio. Euro vorge-
sehen, u. a. fir den Neubau in Béblingen (39 Mio. Euro), fir die Sanierung
des Zentralgebaudes in Wiesloch (26 Mio. Euro), den Krankenhausneubau
in Lérrach (30 Mio. Euro) und den Neubau der Klinik und des Ambulanzzen-
trums in Biberach (30 Mio. Euro). Es sei nicht zu erwarten, dass dieser Fi-
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nanzierungsbedarf auch nur tberwiegend vom Land durch Investitionszu-
schiisse gedeckt werde.

Beachtet werden miisse auch, dass aus den sogenannten Investitionszu-
schiissen des Landes auch Ausgaben fir Mieten von Geb&auden und Anla-
gegltern, IT-Investitionen und Neu- und Ersatzbeschaffungen fir Einrich-
tungen und Ausstattungen gedeckt werden mussen. Allein daftir seien Jahr
fur Jahr 20 Mio. Euro erforderlich.

Die zur Beseitigung impliziter Verschuldung zugewiesenen Mittel von
40 Mio. Euro fir die Jahre 2018 und 2019 kdnnten bestimmungsgeman
verwendet werden.

Eine Kirzung der Landesférdermittel zum gegenwartigen Zeitpunkt wirke
angesichts steigender Baukosten und des anstehenden Bau- und Sanie-
rungsvolumens kontraproduktiv und gefahrde den Erhalt der Qualitat der
psychiatrischen Versorgung in Baden-Wirttemberg. Eine Aussetzung oder
Kirzung der pauschalen Investitionsférdermittel berge sogar die Gefahr,
dass an den Standorten Weinsberg und Wiesloch die gemeindenahe psy-
chiatrische Versorgung nicht wie geplant aufrecht erhalten werden kénne.

Eine Realisierung der Vorschlage des Rechnungshofs verlagere unterneh-
merische Risiken in den Staatshaushalt.

4.2 Sozialministerium

Das Sozialministerium halt den Vorschlagen des Rechnungshofs rechtliche
Bedenken entgegen:

o Die ZfP seien nach § 10 Absatz 4 des Landeskrankenhausgesetzes ande-
ren Krankenh&usern in Baden-Wrttemberg gleichgestellt und hatten
deshalb - wie diese - einen Anspruch auf pauschale Investitionsférderung
durch einen festen jahrlichen Zuschuss des Landes nach § 9 Absatz 3
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes. Dieser Zuschuss setze keinen
ungedeckten Liquiditadtsbedarf des Krankenhaustragers voraus und kénne
daher auch nicht wegen Uberschissiger Liquiditat ausgesetzt werden.

e Bei der Forderung groéRerer Investitionen kdnne das Zuwendungsrecht
keine Anwendung finden, da es sich bei den Investitionszuschiissen des
Landes um Zuschisse nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz und
dem Landeskrankenhausgesetz und nicht um Zuwendungen handele. Die
ZfP hatten insoweit einen Anspruch auf Gleichbehandlung mit den Kran-
kenh&usern in kommunaler und privater Tragerschaft.

Im Ubrigen wiirde die bei den ZfP vorhandene Liquiditat im Wesentlichen als
Betriebsmittelreserve gebraucht und stehe daher als Substitution fir Investi-
tionszuschiisse des Landes nicht zur Verfligung.

Weiterhin bezweifelt das Ministerium, ob ein Kreditaufnahmeverbot ange-
sichts des nach wie vor niedrigen Zinsniveaus tatsachlich sinnvoll ist. Zwar
koénne auf Kredite verzichtet werden, wenn Investitionsmittel ausreichend zur
Verfigung stehen, dann sollten aber nicht gleichzeitig die pauschalen Inves-
titionsmittel ausgesetzt werden.
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Hinsichtlich der Erforderlichkeit der fir 2018 und 2019 zugewiesenen Sanie-
rungsmittel verweist das Ministerium auf die Stellungnahme der Geschéfts-
fuhrer der ZfP.

4.3 Finanzministerium

Das Finanzministerium tragt die Empfehlungen des Rechnungshofs grund-
satzlich mit.

Es sieht aber fir eine Einsparung bzw. Ruckforderung der besonderen Sa-
nierungsmittel im Sinne des § 1 Absatz 3 der Verordnung zu 8 18 Landes-
haushaltsordnung von 20 Mio. Euro fiir das Jahr 2018 nur begrenzte Mog-
lichkeiten, weil daftir bereits eine Freigabe erfolgt sei.

Ferner halt es ein gesetzliches Verbot der Kreditaufnahme durch die ZfP fir
nicht erforderlich. Die Entscheidung tber die Festlegung des Kreditrahmens
sollte wie bisher beim Finanzministerium verbleiben, um die damit verbun-
dene Flexibilitat zu erhalten.

5 Schlussbemerkung

Der Rechnungshof bleibt auch angesichts der von den Geschaftsfiihrern der
ZfP und der vom Sozialministerium erhobenen Einwendungen bei seinen
Empfehlungen.

Wenn die Empfehlungen des Rechnungshofs umgesetzt werden, muss auf
keine einzige Investitionsmaflinahme verzichtet werden. Der Rechnungshof
verlangt lediglich, dass die Finanzierung der Investitionen nach Zeitpunkt
und Héhe an den wirklichen Finanzbedarf der einzelnen Zentren angepasst
wird.

Es ist fir den Rechnungshof nach wie vor nicht ersichtlich, wie unnétig hohe
Bestande auf den Festgeldkonten zur Qualitat der Krankenversorgung bei-
tragen sollen.

Selbst wenn die vom Sozialministerium vorgetragenen rechtlichen Gesichts-
punkte es ausschlieRen wirden, die pauschale Investitionsférderung des
Landes fiir drei Jahre komplett auszusetzen, steht die Hohe der pauschalen
Investitionsforderung im Ermessen des Landes. Das Land kann die beson-
dere finanzielle Situation der ZfP bei der Bemessung der Investitionsforde-
rung berticksichtigen.

Die vom Sozialministerium behauptete Gleichbehandlung zwischen den ZfP
und den tbrigen vom Land geférderten Krankenhausern schliel3t der Ge-
setzgeber in § 10 Absatz 4 Satz 2 des Landeskrankenhausgesetzes explizit
aus. Der Haushaltsgesetzgeber und die Landesregierung sind vielmehr frei,
das Verfahren, nach dem landeseigenen Anstalten des offentlichen Rechts
Zuschisse fir groRere Investitionen bewilligt und ausgezahlt werden,
zweckmalfig und finanzwirtschaftlich sinnvoll zu gestalten.

Der Vorschlag des Rechnungshofs, eine Kreditaufnahme durch die ZfP an
die Zustimmung des Landtags zu binden, tragt einerseits dem Argument
Rechnung, dass eines Tages Kreditaufnahmen zur Finanzierung von Investi-
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tionen notwendig werden kdnnten, verschafft aber andererseits dem Land-
tag die Dispositionsbefugnis Giber Risiken, die einer Garantie oder einer
Birgschaft des Landes vergleichbar sind.

111



	Denkschrift 2018
	Denkschrift 2018
	1 Parlamentarische Beratung der Denkschrift 2017
	2 Weitere Berichte des Rechnungshofs seit der letzten Denkschrift
	2.1 Flüchtlingsaufnahme in Baden-Württemberg (Landtagsdrucksache 16/3311)
	2.2 Stiftung Naturschutzfonds (Landtagsdrucksache 16/4150)
	2.3 Geplanter Neubau der Justizvollzugsanstalt Rottweil (Landtagsdrucksache 16/4250)
	2.4 Ressourcensteuerung und Konsolidierungsmöglichkeiten im Lehrkräftebereich

	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2016
	2 Haushaltsrechnung 2016
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	6 Haushaltsreste
	6.1 Haushaltsreste 2015 und 2016 nach Ausgabearten
	6.2 Verteilung der Ausgabereste 2016
	6.3 Entwicklung der Ausgabereste im Zehn-Jahres-Vergleich

	1 Entwicklung der Einnahmen 2008 bis 2017
	1.1 Steuereinnahmen und steuerähnliche Abgaben
	1.2 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst
	1.3 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen mit Ausnahme für Investitionen
	1.4 Kreditaufnahmen, Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen und besondere Finanzierungseinnahmen
	1.4.1 Einnahmen aus Schuldenaufnahmen
	1.4.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen
	1.4.3 Besondere Finanzierungseinnahmen


	2 Entwicklung der Ausgaben 2008 bis 2017
	2.1 Personalausgaben
	2.2 Sächliche Verwaltungsausgaben und Ausgaben für den Schuldendienst
	2.3 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke
	2.4  Baumaßnahmen
	2.5 Sonstige Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen
	2.6 Besondere Finanzierungsausgaben

	3 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	4 Finanzierungssaldo
	1 Verschuldungslage
	1.1 Schuldenentwicklung
	1.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme
	1.3 Entwicklung der Kreditmarktschulden und Zinsen
	1.4 Pro-Kopf-Verschuldung
	1.5 Nettokreditaufnahme je Einwohner - Ländervergleich 2015 und 2016

	2 Haushaltsrisiken durch Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen
	3 Rücklagen und Sondervermögen
	4 Entwicklung der Jahresergebnisse
	1 Ausgangslage
	2 Zulässige Kreditaufnahme und Kontrollkonto zwischen 2013 und 2016
	3 Zulässige Kreditaufnahme 2017
	3.1 Ex-ante- und Ex-post-Betrachtung
	3.2 Umsetzung der Tilgungsverpflichtung im Haushalt 2017
	3.3 Abbau des Sanierungsstaus 2017 - Entnahmen aus der Rücklage für Maßnahmen im Sinne von § 1 Absatz 3 VO zu § 18 Landeshaushaltsordnung
	3.3.1 Staatlicher Hochbau
	3.3.2 Straßenbau
	3.3.2.1 Erhaltung von Landesstraßen
	3.3.2.2 Planung und Bauüberwachung
	3.3.2.3 Zusammenfassung für den Bereich Straßenbau

	3.3.3 Zentren für Psychiatrie


	4 Umsetzung der Tilgungsverpflichtung im Doppelhaushalt 2018/2019
	5 Ausblick
	6 Empfehlungen
	6.1 Umsetzung der Tilgungsverpflichtungen nach der Verordnung zu § 18 Landeshaushaltsordnung dokumentieren
	6.2 Maßnahmen zum Abbau des Sanierungsstaus im Einzelnen nachweisen
	6.3 Deckungsfähigkeiten im Straßenbau eingrenzen

	7 Stellungnahmen der Ministerien
	7.1 Ministerium für Finanzen
	7.2 Ministerium für Verkehr

	8 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Inhalt
	3 Die Vermögensrechnung des Landes im Kontext bundesweiter Entwicklungen
	4 Nutzen und Grenzen der Vermögensrechnung
	5 Prüfungen durch den Rechnungshof
	6 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Profil der Polizeianwärter
	2.2 Profil der Aufstiegsbeamten
	2.3 Kosten der Polizeiausbildungen
	2.3.1 Studium der Polizeikommissaranwärter
	2.3.2 Studium der Aufstiegsbeamten
	2.3.3 Polizeiärztliche Auswahluntersuchung


	3 Empfehlungen
	3.1 Polizeianwärter bedarfs- und eignungsgerecht einstellen
	3.2 Polizeikommissaranwärter schneller qualifizieren
	3.3 Studium der Aufstiegsbeamten straffen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Zuständigkeiten bei der Entwicklung und Pflege von Fach-verfahren
	1.2 Prüfung der IT-Unterstützung im Flüchtlingsmanagement

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 IT-Unterstützung im Flüchtlingsmanagement in Baden-Württemberg
	2.2 Zuständigkeiten für das Fachverfahren MigVIS

	3 Empfehlungen
	3.1 IT-Unterstützung im Flüchtlingsmanagement verbessern
	3.2 Zuständigkeiten für MigVIS und das Nachfolgeverfahren festlegen und dokumentieren
	3.3 Übergang der Fachverfahren zur BITBW gestalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Prüfung der Zuwendungen für Kontrollkosten im ökologischen Landbau
	1.2 Rechtslage
	1.3 Verwendung gestufter Förderverfahren

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Prüfungsergebnisse beim Förderprogramm Ökologischer Landbau
	2.2 Kontrollen bei den Erst- und Letztempfängern der übrigen Förderprogramme
	2.3  Beurteilungsmaßstab der Finanzkontrolle über die Kontrollpraxis
	2.4 Bewertung der Kontrollpraxis

	3 Empfehlungen
	3.1 Neue Programme befristen und bei Beginn prüfen
	3.2 Laufende Programme stichprobenhaft prüfen
	3.3 Qualität und Erfolg Vor-Ort prüfen
	3.4 Auf Kleinförderungen verzichten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Fördertatbestände für den Einsatz von Dorfhelferinnen und  Betriebshelfern/Betriebshelferinnen
	1.2 Fördertatbestand für die Weiterbildung der Einsatzkräfte
	1.3 Frühere Prüfung und Ziel der aktuellen Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Entwicklung der Fördermittel
	2.2 Einsätze
	2.2.1 Förderumfang bei landwirtschaftlichen Betrieben und Haushalten
	2.2.2 Einsatzbereiche
	2.2.3 Notlagenüberbrückung in landwirtschaftlichen Betrieben und Haushalten durch das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz
	2.2.4 Förderung von Einsätzen durch das Ministerium für Soziales und Integration

	2.3 Weiterbildung
	2.3.1 Förderumfang
	2.3.2 Weiterbildungsmaßnahmen


	3 Empfehlungen
	3.1 Förderanspruch überprüfen
	3.2 Kriterien für Ausnahmefälle und den Überbrückungszeitraum festlegen
	3.3 Förderung der Weiterbildung für Einsätze in privaten Haushalten einstellen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ungewöhnlich hohe liquide Mittel
	2.2 Ursachen der hohen Liquidität
	2.3 Mögliche Rechtfertigungen der hohen Liquidität
	2.3.1 Liquiditätsreserve
	2.3.2 Nicht vorhersehbare Verzögerungen von Investitionen
	2.3.3 Bestand an Verbindlichkeiten
	2.3.4 Gefahr künftiger Jahresdefizite
	2.3.5 Sanierungsstau und Sicherheit der Investitionsfinanzierung


	3 Empfehlungen
	3.1 Pauschale Investitionsförderung
	3.2 Förderung größerer Investitionen
	3.3 Kreditaufnahmeverbot
	3.4 Derzeit keine Entnahme aus der Sanierungsrücklage erforderlich

	4 Stellungnahmen
	4.1 Zentren für Psychiatrie
	4.2 Sozialministerium
	4.3 Finanzministerium

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Einzelne Kommunen kooperieren nicht beim Hochwasserschutz
	2.2 Die Zweckverbände konzentrieren sich auf den technischen Hochwasserschutz

	3 Empfehlungen
	3.1 Förderung auf kommunale Kooperationen innerhalb eines Gewässereinzugsgebiets konzentrieren
	3.2 Die Wasserbehörden sollten sich bei den Kommunen noch intensiver für die Hochwasserschutzvorsorge einsetzen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Umsetzung der IT-Neuordnung
	2.2 IT-Dienstleistungen
	2.3 Organisation und IT-Strukturen
	2.4 Ressourceneinsatz für IT
	2.5 Kosten- und Leistungsrechnung für IT
	2.6 IT-Betrieb (Netz, Software-Verteilung und Migration)
	2.6.1 Netze und Firewalls
	2.6.2 IT-Systeme, -Prozesse und -Servicemanagement
	2.6.3 IT-Dokumentationen
	2.6.4 Informationssicherheit

	2.7 Strategische Weiterentwicklung der IT
	2.8 Fazit

	3 Empfehlungen
	3.1 Kosten- und Leistungsrechnung für IT etablieren
	3.2 Grundlagen für eine verlässliche IT schaffen
	3.3 Strategieprozess zügig abschließen
	3.4 IT-Betrieb optimieren und Migration sorgfältig vorbereiten

	4 Stellungnahme der Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Geprüfte und beanstandete Steuerbescheide, Fehlerquote
	2.2 Einkommensteuerfälle
	2.2.1 Fehlerquoten nach Verantwortungsbereichen
	2.2.2 Fehlerquoten nach Veranlagungszeiträumen

	2.3 Fehler im Verantwortungsbereich des Risikomanagementsystems
	2.4 Fehler im Verantwortungsbereich der Bearbeiter
	2.5 Finanzielles Ergebnis
	2.6 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Steuerrecht vereinfachen
	3.2 IT-Unterstützung weiter verbessern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	1.1 Beiträge an berufsständische Versorgungseinrichtungen als Sonderausgaben
	1.2 Frühere Prüfung und Inhalt der aktuellen Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ansatz der Beiträge zu berufsständischen Versorgungseinrichtungen
	2.1.1 Beanstandungsquote und Fehlervolumen
	2.1.2 Landesweite finanzielle Bedeutung

	2.2 Ergebnis der Hinweisbearbeitung durch die Finanzämter
	2.3 Dateneingabe für das Programm Leistungsvergleich

	3 Empfehlungen
	3.1 Daten durch berufsständische Versorgungseinrichtungen elektronisch übermitteln lassen
	3.2 Schulungsmaßnahmen durchführen
	3.3 Ergebnis der Hinweisbearbeitung im Führungsinformations-system darstellen
	Die Kennzahlen in den Standardauswertungen sind Basisdaten zu den Kernkennzahlen Abweichquote und Abweichvolumen in den Zielvereinbarungen. Daher sollte grundsätzlich für alle Hinweise das Ergebnis der Hinweisbearbeitung je Finanzamt leicht auswertbar...
	3.4 Dateneingabe für das Programm Leistungsvergleich  automatisieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Viele Außenanlagen sind in vernachlässigtem Zustand
	2.2 Lebenszykluskosten werden bei der Planung unzureichend berücksichtigt
	2.3 Systematische Kontrollen fehlen
	2.4 Aufgeteilte Zuständigkeiten
	2.5 Der Landesbetrieb Vermögen und Bau überträgt Aufgaben an die Nutzer
	2.6 Technische Einbauten in Außenanlagen sind nicht vollständig erfasst

	3  Empfehlungen
	3.1 Planungen optimieren
	3.2 Kontrollen intensivieren
	3.3 Zuständigkeiten neu regeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vermietung von Dach- und Freiflächen an Dritte
	2.2 Wirtschaftlichkeit landeseigener Anlagen
	2.3 Kostenentwicklung und Planung landeseigener Anlagen

	3 Empfehlungen
	3.1 Konzeption zum Ausbau eigener Photovoltaikanlagen entwickeln
	3.2 Photovoltaikanlagen wirtschaftlich planen
	3.3 Fachwissen zu Photovoltaikanlagen konzentrieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Anreizförderung wird zum reinen Mitnahmeeffekt
	2.2  Evaluierungen während der Laufzeit der Sonderförderprogramme fehlen
	2.3 Erfolgskontrollen fehlen

	3 Empfehlungen
	3.1 Modellcharakter beachten
	3.2 Evaluierungen aktiv und regelmäßig durchführen
	3.3 Erfolgskontrolle bei der Förderung einhalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Abstimmungen bei der Antragsprüfung sind teilweise zeitaufwendig
	2.2 Förderanträge zeigen vereinzelt großzügig veranschlagte Kosten
	2.3 Regelungslücke zur Mitteilungspflicht in den Fördervorschriften

	3 Empfehlungen
	3.1 Auf der Grundlage von Ausschreibungsergebnissen bewilligen
	3.2 Ablauf des Förderverfahrens anpassen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ausbildungsförderung
	2.2 Studentisches Wohnen
	2.3 Verpflegungsbetriebe
	2.4 Soziale Aufgaben
	2.5 Verzicht auf freiwillige Aufgaben
	2.6 Effiziente Strukturen
	2.7 Künftige Finanzierung

	3 Fazit und Empfehlungen
	3.1 Fortsetzung der Wohnheimförderung
	3.2 Einsparungen ohne Auswirkung auf die Studierenden
	3.3 Ergebnisverbesserungen ohne Beitragserhöhung
	3.4 Ergebnisverbesserungen durch Beitragserhöhung

	4 Stellungnahme der Studierendenwerke
	5 Stellungnahme des Ministeriums
	6 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Satzungen und Organisation
	2.2 Beiträge und Rücklagen
	2.3 Haushaltsplan und Jahresabschluss
	2.4 Ordnungsgemäße Haushalts- und Wirtschaftsführung
	2.5 Veranstaltungen und Bewirtung
	2.6 Beschaffungen und Vergaben
	2.7 Beschäftigung von Personal
	2.8 Status der ehrenamtlich tätigen Studierenden
	2.9 Verhältnis der Studierendenschaft zur Hochschule

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an die Studierendenschaften
	3.2 Empfehlungen an die Hochschulen
	3.3 Empfehlungen an das Wissenschaftsministerium

	4 Stellungnahmen
	4.1 Landesstudierendenvertretung
	4.2 Landesrektorenkonferenz der Universitäten
	4.3 Verband der Hochschulen für angewandte Wissenschaften
	4.4 Wissenschaftsministerium

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Benchmarking vergleichbarer Aufgaben
	2.2 Analyse der Aufbau- und Ablauforganisation
	2.2.1 Dienstreisemanagement
	2.2.2 Personalgewinnung
	2.2.3 Interner Post- und Mailverkehr

	2.3 Innenrevision

	3 Empfehlungen
	3.1 Aufgabenfelder optimieren und Kapazitäten anpassen
	3.2 Workflows optimieren und Aufgaben zentralisieren
	3.2.1 Dienstreisemanagement effizienter gestalten
	3.2.2 Personalgewinnung effizienter gestalten
	3.2.3 Internen Post- und Mailverkehr optimieren

	3.3 Innenrevision stärken

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse und Empfehlungen
	2.1 Unzureichende Kostenrechnung in der Hochschulambulanz
	2.2 Erlöse der Hochschulambulanzen
	2.3 Vermeidbarer Aufwand durch Überschreitung der Hochschulambulanz-Obergrenzen
	2.4 Potenziale bei ambulanten Operationen
	2.5 Prüfung der Privatambulanzen

	3 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Allgemeine Feststellungen
	2.2 Fehler bei der Bewilligung der Forschungszulagen
	2.2.1 Verfahrensfehler
	2.2.2 Kalkulationsfehler bei der Bemessung der Zulage
	2.2.3 Forschungszulagen nur für Forschungsprojekte
	2.2.4 Forschungszulagen nur aus privaten Drittmitteln
	2.2.5 Forschungszulagen nur für eigene Leistungen

	2.3 Fehler bei der Gewährung von Sonderzahlungen an Tarif-beschäftigte
	2.4 Konsequenzen aus den Prüfungsergebnissen

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlung an die Hochschulen
	3.2 Empfehlungen an das Wissenschaftsministerium

	4 Stellungnahme der Hochschulen und des Ministeriums
	4.1 Verband der Hochschulen für angewandte Wissenschaften
	4.2 Wissenschaftsministerium

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Fördervolumen und Verteilung nach Förderbereichen
	2.2 Steuerung des wirtschaftlichen Erfolgs der Fördermaßnahmen
	2.2.1 Baden-Württemberg-Effekt
	2.2.2 Tilgungsquote bei Förderdarlehen
	2.2.3 Programmspezifische Steuerungsinstrumente

	2.3 Verfahrensabwicklung
	2.3.1 Verfahrensdauern und offene Bilanzposten
	2.3.2 Gebührenbelastung von Klein- und Kleinstförderungen
	2.3.3 Line-Producer-Förderung
	2.3.4 Kinoförderung

	2.4 Rolle und Finanzierungsbeitrag des Südwestrundfunks

	3 Empfehlungen
	3.1 Höhe der Fördermittel und ihre Verteilung prüfen
	3.2 Qualität und Höhe des Baden-Württemberg-Effekts steigern
	3.3 Förderstrategie fortentwickeln
	3.4 Steuerungsinstrumente weiterentwickeln
	3.5 Verfahrensdauern und offene Bilanzposten reduzieren
	3.6 Kleinstförderungen vermeiden
	3.7 Kinoförderung evaluieren
	3.8 Finanzierungsbeitrag des Südwestrundfunks erhöhen

	4 Stellungnahme der Ministerien
	1 Ausgangslage
	1.1 Struktur der Förderung
	1.2 Prüfungen durch die Finanzkontrolle

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Rechtsform
	2.2 Finanzierung
	2.2.1 Eigene Einnahmen
	2.2.2 Förderstruktur

	2.3 Personal
	2.4 Haushalts- und Wirtschaftsführung
	2.5 Wirtschaftlichkeit

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahmen
	Denkschrift 2018 - Beitrag Nr. 10.pdf
	Auszug aus
	Denkschrift 2018
	Beitrag Nr. 10
	Finanzierung der Zentren für Psychiatrie


